
Echo auf die Hamburgwahl
Die Wahl am 20. Februar 2011 
zur Hamburger Bürgerschaft 
hatte zum Ergebnis, dass die Pi-
ratenpartei 2,1% erringen konn-
te, bei den Erstwählern sogar 
6%. Auch wenn bei manchen 
Piraten Enttäuschung herrscht, 
handelt es sich um einen Erfolg 
– wie zumindest der SPIEGEL 
in seiner Online-Ausgabe vom 
23.02.2011 meint: „Die Pira-
tenpartei ist nach der presse-
befeuerten Neuphorie von 2009 
und verschiedenen internen De-
bakeln 2010 in Hamburg von 
jedem 20. Erstwähler gewählt 
worden - trotz geringer Medien-
präsenz. Genau das macht aus 
zwei Prozentpunkten eine rele-
vante politische Kraft.“

Als besonderes Verdienst wird 
den Piraten insbesondere die 
Wirkung auf andere Parteien zu-
geschrieben: „Diese trotz ihrer 
Irrungen und Wirrungen doch 
eher sympathische, weil pro-
gressive und engagierte Partei 
ist der Netzstachel im Macht-
fl eisch der Politik. Er bewirkt, 
dass die Parteien sich weiter-
hin ernsthaft mit der Netzpoli-
tik auseinandersetzen müssen. 
Denn ihre angestammte Wäh-
lerschaft stirbt weg, und die 
nachwachsende nimmt sich die 
Unverschämtheit heraus, nicht 
nach Tradition, sondern nach 
dargebotener Leistung und po-
litischen Positionen zu entschei-
den. Das ist auch der Schlüssel 
zur angeblichen Politikverdros-
senheit: Es handelt sich um ein 
Angebotsproblem, nicht um ein 
Nachfrageproblem.“

Die Existenz der Internet-
Enquete des Bundestags wird 
in dem Beitrag ebenfalls dem 
Erfolg der Piraten zugeschrie-
ben. Bundestagsmitglieder und 
Experten sollen dem Parlament 
netzpolitische Empfehlungen 
geben und damit den Wand-
lungsprozess unserer Gesell-
schaft zu einer digitalen Zukunft 
gestalten helfen.

Berliner Bürger:  
Untertan oder Souverän?
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Man kann eine Idee durch eine andere verdrängen, nur die der Freiheit nicht. - Ludwig Börne Die Verfassung eines Staates solle so sein, dass sie die Verfassung des Bürgers nicht ruiniere. - Stanislaw Jerzy Lec

Überholte Piratenmärchen ... 
Überzeugungen und Gründe für die Mitgliedschaft in der Piratenpartei

... und Piraten über ihre Motivation
Seemarnnsgarn Stereotype sind witzig, aber reale Piraten sind vielfältiger und spannender!
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Und die realen Berliner 
Probleme...?

Unser zentrales Anliegen ist es, die politischen 
Prozesse in Deutschland und Berlin demokra-
tischer zu gestalten. Die Piraten meinen, dass 
fehlende Transparenz und Mitbestimmungs-
möglichkeiten bedenkliche Auswirkungen ha-
ben können, wie am gekippten Atomausstieg 
und Wasser-Teilprivatisierung gerade wieder 
offenbar wurde. Vieles, was heute schief läuft, 
könnte durch eine breitere Basis von Bürgern, 
die sich in die Politik einmischen, besser ent-
schieden werden. 

Zudem arbeiten wir seit etwa zwei Jahren in-
tensiv an der breiten Weiterentwicklung unserer 
Positionen, auf Bundes- wie auf Landesebene. 
So haben wir im vergangenen Herbst etwa auf 
dem Bundesparteitag für ein „Recht auf sichere 
Existenz und gesellschaftliche Teilhabe (Re-
SET)“ votiert, also ein Grundrecht auf eine un-
abdingbare Lebensgrundlage für Jeden, der in 
Deutschland lebt. Unserer Meinung nach stellt 
dies die einzig sinnvolle Alternative dar, wenn 
man sich nicht mehr der Illusion einer mögli-
chen Vollbeschäftigung hingeben will. Und 
dem Problem „Arbeitsmangel“ damit zu begeg-
nen, die betroffenen Menschen verwaltungs-
technisch zu drangsalieren, widerspricht nicht 
nur der Menschen- und Bürgerwürde, sondern 
bringt außer Kosten auch einfach nichts.

Darüber hinaus beschäftigen wir uns in Ber-
lin mit weiteren Themenfeldern, insbesondere 
mit Bildung und Wissenschaft, Verkehr und 
Stadtentwicklung, Verwaltungsmodernisierung, 
Integration und Migration, Geschlechter- und 
Familienpolitik, Kulturpolitik, dem Verhältnis 
von Staat und Religion und Suchtpolitik. Unser 
Grundsatzprogramm zu diesen Themen kann 
man unter berlin.piratenpartei.de nachlesen und 
nachhören. 

Zu Grunde liegt all unseren Positionen der 
Gedanke der größtmöglichen Freiheit des Ein-
zelnen – ohne jedoch die Gesellschaft aus ihrer 
Verantwortung zu entlassen.

Ich bin Pirat, weil ich das erste Mal das Gefühl habe,  dass 

man in dieser Organisation Politik machen und erleben kann, 

ohne sich sofort der Korruption, dem Lobbyismus, der Vettern-

wirtschaft oder anderen unschönen Beeinfl ussungen ausgesetzt 

zu sehen. Die Themen der piratischen Politik sind auch die 

Themen der Zukunft – wobei noch mehr Themen mit der Zeit 

dazukommen müssen und auch sich aus den bisherigen Themen 

ergeben werden. Für mich sind vor allem die Transparenz 

(staatliche und wirtschaftliche) und die sozialen 
Fragen wie das Bedingungslose Grundeinkommen 
(BGE) wichtig. Auch Verkehr und zukünftige Tech-
nikentwicklung sind wichtig. Es muss sich ganz viel 
ändern in der Politik und der Gesellschaft. Da will 
ich mithelfen.

Michael Hartung

Wenn wir hier ein paar 
Vorurteile ausräumen 
können, freut uns das. 
Wenn Ihr Euch weiter 
über das Programm 
der Berliner Piraten 
informiert, freut uns das 
noch mehr. Aber richtig 
toll fi nden wir es, wenn 
Ihr uns Anregungen und 
Kritik zukommen lasst, 
mit uns diskutiert und 
bei uns ganz real vorbei 
schaut. Denn so lassen 
sich Klischees am ehes-
ten widerlegen!

Warum seid Ihr so internet-
begeistert?

Dieses Vorurteil können wir uneingeschränkt 
bestätigen. Ja, wir lieben das Internet. Und das 
eher nachrangig, weil es unerschöpfl iche Un-
terhaltungsmöglichkeiten bietet. Was wir am 
Internet so schätzen, ist vielmehr, dass es neue, 
dezentrale und nur schwer zensierbare Infor-
mations- und Kommunikationskanäle eröffnet. 
Dass ganz verschiedenen Menschen damit welt-
weit zusammenfi nden und sich vernetzen kön-
nen.

Die Auswirkungen dessen werden spätestens 
jetzt offenbar: Wikileaks durchbricht die un-
durchsichtigen Mauern der Weltpolitik; Bürger-
mitsprache, Reformen, und sogar Revolutionen 
werden mit Hilfe von sozialen Netzwerken er-
zwungen. Das Netz schafft also mündige Bür-
ger, die gehört werden, und bringt mehr Trans-
parenz in die Politik; und es bereitet in vielen 
Ländern sogar den Weg für eine weitere Demo-
kratisierung. Das fi nden wir toll: 

Piraten lieben die Freiheit!

Piratenpartei – was soll 
denn dieser Name?

Mit Piraten assoziiert man plündernde Gesetz-
lose, aber auch Rebellen, die sich gegen eine 
ungerechte Obrigkeit aufl ehnen und die Freiheit 
der Meere für sich beanspruchen. Als Piraten 
ecken wir im besten Sinne an und wagen es, un-
ser aller „Untertanentum“ in Frage zu stellen.

Mit dem (abwertend gemeinten) Begriff „Pi-
raten“ wurde versucht, Leute zu diffamieren, 
die auch digitale Inhalte zur privaten Nutzung 
kopieren wollen. Nur stieß der Begriff bei den 
so Bezeichneten auf Begeisterung statt auf 
Scham. So sehen wir unseren Namen heute mit 
einer gewissen Selbstironie: Wir sind genauso 
Diebe und Räuber, wie die aktuelle CDU christ-
lich und die SPD sozial ist.

Ich bin Pirat, weil das Internet grundlegend die Strukturen 

der Arbeitswelt, der Medien und der Kommunikation verändert. 

Nach meiner Beobachtung ist diese revolutionäre Entwicklung 

von der etablierten Politik bisher noch nicht erkannt worden. 

Zum Glück, möchte ich manchmal sagen, denn wo bisher ver-

meintlicher „Handlungsbedarf“ erkannt wurde, peilte man eine 

unpraktikable Überregulierung an. Wenn die Piratenpartei hier 

für den sinnvollen und professionellen Umgang mit dem Internet 

streiten kann, möchte ich sie dabei unterstützen.
Linda Link

Sind Stimmen an Kleinpar-
teien nicht eh verschenkt?

Klar, da ist was dran – aber eben, weil die Hür-
de für die Parlamente mit 5% sehr hoch gelegt 
ist. Dies erschwert es neuen Parteien und jun-
gen Menschen ungemein, politisch mitreden zu 
können.

Sich an ändernde gesellschaftliche Realitä-
ten anzupassen, fällt den Altparteien aus sich 
heraus eher schwer: Nur treu gediente, sprich 
brave und angepasste Parteisoldaten erklimmen 
nach Jahren oder Jahrzehnten Listenplätze mit 
Mandatsreichweite. Am Beispiel der Bündnis-
Grünen konnte man dagegen gut sehen, dass 
Anliegen vermeintlicher Randgruppen schnell 
zu Interessen der breiten Mitte der Gesellschaft 
werden können. Und dass diese eben nur durch 
eine neue politische Gruppierung in die Parla-
mente getragen werden konnte.

Es wird sicher kein Kinderspiel für die Pira-
ten in das Berliner Abgeordnetenhaus zu kom-
men, aber wenn wir es schaffen, wird nicht nur 
in Berlin ein neuer Zeitgeist in die Politik ein-
kehren.

Die Zielrichtung ist dabei klar: Die Arbeit des 
Parlaments (und der Lobbyisten!) so transparent 
zu machen wie möglich und den Berlinern mehr 
Mitbestimmungsmöglichkeiten in den Bezirken 
und auf Landesebene verschaffen. 

Piraten lieben die Demokratie!

Noch so eine Spaßpartei...

Es stimmt, dass wir auch mit Spaß an die Politik 
gehen, wie man hoffentlich merkt. ;)

Wir spielen mit Referenzen auf Pop- und In-
ternetkultur und mit Begriffen aus dem Piraten-
umfeld, wie etwa unser beliebter Partei-Slogan 
„Klarmachen zum Ändern“. Das ist ein Zeichen 
für die Authentizität unserer Mitglieder.

Die Piratenpartei lebt ihre Grundsätze: Jeder 
kann mitgestalten. Es gibt keine Delegierten-
parteitage, wie bei den anderen Parteien. Alle 
unsere Veranstaltungen, Beratungen und Be-
schlüsse (bis hin zum Kontostand der Partei) 
sind öffentlich.

Und weil wir glauben, dass unter solchen Be-
dingungen auch für andere Bürger Politik inte-
ressanter und fairer wäre, wollen wir die poli-
tischen Prozesse in Deutschland transparenter, 
direkter und fairer gestalten.

Piraten - sind das nicht nur 
unreife Computerhacker?

Nunja, Piraten sitzen oft vor dem Computer. 
Das stimmt, auch weil viele von uns Jobs haben, 
die nur (noch) so erfüllt werden können. Wer 
allerdings denkt, dass alle Piraten Informatiker 
sind, liegt ziemlich falsch. Fast alle Berufsspar-
ten sind bei uns vertreten: Unternehmer und 
bekennende Arbeiter, Freie Künstler und Ver-
waltungswissenschaftler, Sozialarbeiter und Ju-
risten, Kriminologen und Journalisten, um ein 
paar Beispiele zu nennen.

Und wir tummeln uns, entgegen dem Ste-
reotyp, auch gern im „Real Life“. Kaum eine 
andere Partei ist so aktiv, wenn es darum geht, 
Bürger aufzuklären, für unsere Überzeugungen 
auf die Straße zu gehen und andere Aktionen 
wie Live Theater, Flash (bzw. Flesh) Mobs 
und Petitionen zu machen. Unzählige Flyer, 
Transpis, Wiki-Seiten, Artikel und Pressemittei-
lungen werden dazu von Piraten erstellt, alles 
ehrenamtlich und in eigener Regie – „Mitmach-
Partei“ ist bei uns nicht nur ein Label, sondern 
pure Realität.

Bleibt noch das „unreif“. Ja, wir sind eine 
junge Partei, aber vielleicht auch nicht so jung 
und unerfahren, wie man gemeinhin glaubt. Das 
Durchschnittsalter der Piraten beträgt aktuell 29 
Jahre (zum Vergleich: Grüne: 46,8; FDP: 51; 
CDU: 56,4; SPD: 58; Linke: 62,5). Dabei ist die 
gesamte Bandbreite von 16 bis ins Rentenalter 
vertreten und das fi nden wir gut so: 

Piraten lieben die Vielfalt!

CC-BY-ND:  Dmitry Klmenko
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Wer gegen Politik ist, ist für die Politik, die mit ihm gemacht wird. - Bertolt BrechtFreiheit ist für die Gesellschaft, was die Gesundheit für den einzelnen ist. - Lord Bolingbroke

Die Berliner Piraten werden ihren Wahlkampf 
mit einem Schwerpunkt zur Stärkung der demo-
kratischen Mitbestimmung in Berlin bestreiten. 
Verbesserungen soll es vor allem bei den Bür-
ger- und Volksentscheiden geben sowie bei der 
Stärkung der Bezirke, die bisher kaum eigene 
Entscheidungsbefugnisse haben und unter der 
ständigen Bedrohung agieren, ihre Angelegen-
heiten könnten von den Senatsverwaltungen auf 
die Berliner Entscheidungsebene gezogen und 
damit der bezirklichen Selbstverwaltung entzo-
gen werden.

Die folgenden Themen und Vorschläge wer-
den im Wahlprogramm der Piraten Berlin be-
schrieben und sollen mit den Berlinerinnen und 
Berlinern diskutiert und schließlich zur Wahl 
gestellt werden:

Mehr Demokratie beim Wählen
Dem Bürger steht es zu, mehr Einfl uss auf 

die personale Zusammensetzung des Abge-
ordnetenhauses und der Bezirksverordneten-
versammlungen zu bekommen. Das lässt sich 
durchaus einfach und praktikabel dadurch rea-
lisieren, dass die Wähler mehrere Stimmen auf 
einen Kandidaten vergeben können (Kumulie-
ren) oder Kandidaten verschiedener Parteien 
gleichzeitig wählen können (Panaschieren). 
Das neue Wahlrecht ist auch dadurch zu ergän-
zen, dass für den Fall des Scheiterns der eigent-
lich bevorzugten Partei an der Prozenthürde 
„Ersatzstimmen“ dafür sorgen, dass die Stimme 
nicht verfällt, sondern für die Verteilung der 
Mandate wirksam bleibt.

Stimmhürden senken
Die Stimmhürde für die Bezirksverordneten-

versammlungen ist abzuschaffen. Jede Stimme 
muss mit gleichem Gewicht bei der Verteilung 
der Sitze berücksichtigt werden. Die Zahl der 
Sitze in den Bezirksverordnetenversammlungen 
rechtfertigen auch für die praktische Arbeit kei-
ne Hürde. Für die Wahlen zum Abgeordneten-
haus ist die Stimmhürde auf 3 % zu senken.

Demokratie bezieht alle ein
Alle Menschen, die ihren Lebensmittelpunkt 

in Berlin haben, haben das Recht, die städtische 
Politik mitzubestimmen. Die bestehenden Hür-
den, die dem durch das veraltete Staatsangehö-
rigkeitsrecht entgegenstehen, sind aufzuheben.

Stärkung der Bezirke
Berlin ist groß genug, um unterschiedliche 

Lösungen für politische Probleme in den ein-
zelnen Bezirken zu ertragen. Es ist nicht erfor-
derlich, dass zwangsweise alle Entscheidungen 
durch den Senat (Hauptverwaltung) auf ein ein-
heitliches Niveau gestutzt werden. Unterschied-
liche Regelungen in den Bezirken können auch 
dazu beitragen, dass die Bezirke für Bürger ein 
größeres Maß an Attraktivität entwickeln, etwa 
durch besonderes Engagement bei der Pfl ege 
der Grünanlagen oder durch ein besonders en-
gagiertes Bezirksamt, das Bürgern schnell und 
mit attraktiven Öffnungszeiten zur Seite steht.

Deshalb sind im Bezirksverwaltungsgesetz 
und insbesondere im Allgemeinen Zuständig-
keitsgesetz mehr Entscheidungskompetenzen 
für die Bezirke vorzusehen und die Eintritts-
rechte für die Hauptverwaltung zu beschränken. 
Zugleich sind die auf Bezirksebene zustande 
kommenden Entscheidungen zu stärken, den 
Bezirksverordnetenversammlungen kommt ein 
eigenes Entscheidungsrecht zu, sie dürfen nicht 
länger auf „Empfehlungen und Ersuchen“ be-
grenzt sein.

Mehr Verbindlichkeit
Auch für direktdemokratische Initiativen ist 

ein größeres Maß an Verbindlichkeit gesetzlich 
zu verankern. Die bereits bewährten Möglich-
keiten eines elektronischen Petitionswesens 
sollen auch für Berlin eingeführt werden. Neue 
Formen der Bürgerbeteiligung mit Hilfe von 
elektronischen Interaktionsformen sind zu ent-
wickeln und zu erproben.

 Wir werden uns daher dafür einsetzen, über 
den Bundesrat die Chancen zum Erwerb der 
deutschen Staatsangehörigkeit für Migranten 
wesentlich zu erleichtern und für Menschen, die 
hier geboren werden, eine gesicherte deutsche 
Staatsangehörigkeit zu schaffen. Die bisherige 
Beschränkung des bezirklichen Wahlrechts auf 
Angehörige von EU-Staaten ist aufzuheben. 
Auch dafür ist eine Initiative im Bundesrat er-
forderlich.

Wahlprogramm Berlin Einfl uss der Bürger muss gestärkt werden

Mehr Demokratie wagen! Aber wie?Volkszählung in neuem Gewand
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Zensus 2011 Ab 9. Mai 2011 wird erfasst
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Die lebhaften Proteste vieler Bürger gegen die 
Volkszählung 1987 sind noch in guter Erinne-
rung. Um diesen Protest nicht erneut anzusta-
cheln, wird  in diesem Jahr dem Schein nach nur 
eine „kleine Volkszählung“ unter dem Namen 
Zensus 2011 durchgeführt. Mehr als 80.000 In-
terviewer werden ab Mai rund 10 Prozent der 
Bundesbürger mit einem 8-seitigen Fragebogen 
besuchen und Antwort auf 46 Fragen erbitten 
oder besser gesagt fordern, denn wer nicht ant-
wortet, wird mit einem saftigen Bußgeld be-
droht.

Es ist ein Trugschluss, dass „nur“ 10 Prozent 
der Bevölkerung tatsächlich von der Erfassung 
betroffen seien: Stattdessen werden von einem 
großen Teil der Bevölkerung behördlich erfass-
te Daten in einem zentralen Register zusam-
mengeführt – und dies ohne eine persönliche 
Information oder gar Einwilligungserklärung 
der Betroffenen. Es besteht hier keine Mög-
lichkeit des Widerspruchs gegen die Datenzu-
sammenführung und keinerlei Möglichkeit der 
Überprüfung der erfassten Daten seitens der 
Betroffenen.

Kritik an den Fragebögen
Bei einer verpfl ichtenden Stichprobenerhe-

bung stellt sich  die Frage, ob der gewaltige Auf-
wand überhaupt lohnt. Mancher ist jedenfalls 
der Ansicht, dass eine repräsentative Umfrage, 
wie sie sich bei der Wahlforschung bewährt hat, 
gleich gute oder bessere Ergebnisse erbringen 
und nur einen Bruchteil der nun anfallenden 
Kosten verursachen würde. Der entscheidende 
Vorteil wäre jedoch, dass die Daten bei einer 
solchen Umfrage anonym erhoben würden, was 
beim Zensus nicht der Fall ist. Im Gegenteil: 
Alle gegenüber der Zensusbehörde getätigten 
Angaben dürfen während der Bearbeitungszeit 
bis zu vier Jahre lang gespeichert werden. Dies 
schätzen Datenschützer als sehr problematisch 
ein, denn damit entsteht, wenn auch vorerst nur 
zeitweilig, ein zentrales Personendatenregister, 
welches das Bundesverfassungsgericht doch 
ausdrücklich untersagt hatte.

Die erhobenen Daten sind, auch wenn dies 
von Seiten der datenverarbeitenden Behör-
den nicht so dargestellt wird, nicht sicher vor 

Missbrauch und Datenverarbeitungsfehlern.  Es 
ist so wie bei allen Versuchen der Daten- oder 
Vorratsspeicherung auch: Nur nicht erhobene 
Daten sind sichere Daten. Spiros Simitis, der 
ehemalige hessische Datenschutzbeauftragte 
und international anerkannte Experte, sagt es 
treffend: „Demokratie zeichnet sich durch In-
formationsverzicht aus!“

Seltsame Fragen werden gestellt
Etliche  Fragen beim Zensus 2011 fordern 

weitere Kritik oder jedenfalls ausdrückliche 
Skepsis ob der beabsichtigten Zielrichtung 
der Frage heraus. So wird in Frage 8 das Be-
kenntnis zu einer Religion abgefragt und bei 
der Antwortoption „Islam“ detailliert zwischen 
sunnitisch, schiitisch und alevitisch unterschie-
den, während andere Glaubensgemeinschaften 
mit erheblichen Mitgliederzahlen nur unter 
„Sonstige“ subsummiert werden. Überhaupt ist 
der Frageblock zu Religionszugehörigkeit und 
Glauben fragwürdig: Die Angaben zum persön-
lichen Glaubensbekenntnis abseits einer even-
tuellen auch den Meldebehörden bekannten 
Religionszugehörigkeit ist zwar freiwillig; da 
es sich jedoch um die einzige freiwillige Frage 
innerhalb des gesamten Bogens handelt, ist un-
sicher, inwieweit dies den Befragten überhaupt 
bewusst wird.

Und was soll man von der Frage 40 halten: 
„Haben Sie in den letzten vier Wochen etwas 
unternommen, um Arbeit zu fi nden?“ Muss 
ich mit ja antworten, wenn ich einmal fl üchtig 
die Stellenanzeigen in meiner Morgenzeitung 
durchgesehen habe?

Kritik fordern auch die Fragen 16 bis 22 her-
aus, die sich auf den Migrationshintergrund be-
ziehen und nicht nur die Herkunft des Befrag-
ten ermitteln, sondern auch die von Mutter und 
Vater. Auch wenn für statistische Interessen die 
Erfassung solcher Daten wünschenswert sein 
mag, ist doch fraglich, ob die Verknüpfung sol-
cher Angaben mit personengebundenen Daten 
in einer zentralen Datenbank gerechtfertigt und 
legitim ist.

Religionszugehörigkeit Jedi-Ritter?
Wie unzuverlässig Volkszählungen sein kön-

nen, wird am Beispiel der Jedi-Ritter deutlich, 
die rein fi ktive Figuren aus den Star-Wars-Fil-
men von George Lucas sind, gleichwohl aber in 
der realen Welt eine bizarre Rolle spielen: Vor 
allem in den englischsprachigen Ländern kam 

Was Sie selbst tun können
Reden Sie über den Zensus! Vielen 
Menschen ist gar nicht bewusst, was 
hier vorgeht. Allein der Austausch 
hierzu ist bereits wichtig.
Ausführliche Informationen, was Sie 
tun können und was besser nicht, fi n-
den Sie unter www.zensus11.de. Falls 
Sie überlegen, den Befragungsbogen 
vorerst nicht auszufüllen, sollten Sie 
sich auf jeden Fall hier informieren!
Falls Sie zu der 10%-Gruppe gehö-
ren, welche im Mai den ausführlichen 
Zensus-Fragebogen ausfüllen muss, 
und Sie hierzu Besuch von einem 
„Interviewer“ bekommen: Lassen Sie 
niemand in Ihre Wohnung. Hierzu 
sind Sie NICHT verpfl ichtet. Sie kön-
nen die Zensus-Interviewer einfach 
wegschicken und sagen, Sie füllen 
den Bogen allein aus.
Geben Sie keine Auskunft zu Anwe-
senheitszeiten, Aufenthalt, Perso-
nenanzahl oder ähnlichem in ihren 
Nachbarwohnungen. Sie sind hierzu 
keinesfalls verpfl ichtet – wehren Sie 
sich ausdrücklich gegen solche Auf-
forderungen zu Denunziantentum!

CC-BY-NC-ND: Anna Lena Schiller

es in den letzten zehn Jahren regelmäßig zu 
dem Phänomen, dass bei Volkszählungen viele 
Befragte als Religion „Jedi“ angaben, entweder 
um die Fragwürdigkeit derartiger Zählungen zu 
belegen oder um sich schlicht und einfach einen 
Scherz mit den Behörden zu erlauben. So be-
kannten in England und Wales nahezu 400.000 
Menschen, dass sie „Jedi-Ritter“ seien und da-
mit angeblich einer Religion angehören, die 
es doch eigentlich gar  nicht gibt. In Kanada, 
Australien und Neuseeland zeigten viele Bürger 
bei Volkszählungen ähnlichen Sinn für briti-
schen Humor. Diese Provokation der Behörden 
beschäftigte zahlreiche Politiker, Beamte und 
Wissenschaftler und verstärkte bei manchem 
die Zweifel an der Sinnhaftigkeit von Volkszäh-
lungen überhaupt.

Kosten: 710 Millionen Euro
Der Aufwand für diese seltsame, aus daten-

schutzrechtlicher Sicht stark anzugreifende Da-
tenerhebung von zweifelhaftem Wert wird nach 
Auskunft der Statistischen Ämter 710 Millio-
nen Euro betragen. Dazu kommen dann noch 
erhebliche Auswertungskosten. Lohnt sich das 
wirklich?



Wir wollen mehr Demokratie wagen. Wir wollen eine Gesellschaft, die mehr Freiheit bietet und mehr Mitverantwortung fordert. - Willy Brandt
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Der Staat ist für die Menschen da und nicht die Menschen für den Staat. - Albert Einstein
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Wir müssen (mit)reden. Neue Wege zur Demokratisierung und Artikulation
Haupststadtpiraten-Podcast Wie kann Politik demokratischer gestaltet werden? Diskussion über Wahlrechtsreformen, den Ausbau der Direkten Demokratie und Flüssige Demokratie

Mehr Demokratie, bessere (Mit)Bestimmungs-
möglichkeiten der Bürger, transparentere poli-
tische Entscheidungen – diese Themen werden 
in den letzten Jahren verstärkt eingefordert. 
Vergangenes Jahr hat der Protest gegen Stutt-
gart21 hohe Wellen geschlagen, aber auch hier 
in Berlin haben Bürger- und Volksbegehren das 
wachsende Interesse an Mitsprache gezeigt.

Bürger akzeptieren immer weniger eine Po-
litik von Abgeordneten, die nur auf Parteibe-
fehl handeln. Diesen Protest aber schlicht als 
„Dagegen-Kultur“ von „Wutbürgern“ zu ver-
unglimpfen, übersieht, dass die Möglichkeiten, 
auf normalem Weg Einfl uss zu nehmen, eben 
fast aussichtslos sind.

Also: Was muss gesche-
hen? Wo kann man anset-
zen, um politische Entschei-
dungen wieder näher zu den 
Menschen zu bringen? 

Die Piraten sehen den jet-
zigen Stand der Demokratie 
nicht als der Weisheit letz-
ter Schluss. Vielmehr über-
legen und diskutieren wir, 
mit welchen Reformen und 
neuen Methoden unsere Ge-
sellschaft demokratischer 
gestaltet werden kann.

Und natürlich sind wir 
mit diesem Anliegen nicht allein. Wir stehen im 
Austausch mit Nichtregierungsorganisationen, 
die sich genau mit solchen Fragen beschäfti-
gen. Neben dem Interview, das wir mit Gregor 
Hackmack von abgeordnetenwatch.de geführt 
haben (siehe S. 8), haben wir ein Fachgespräch 
mit einem Vertreter von Mehr Demokratie e. 
V. geführt. Mit dabei sein sollten auch Berli-
ner Piraten, die sich besonders mit Themen der 
Demokratisierung beschäftigen, wie z.B. Eber-
hard Zastrau, der Autor unseres Grundsatzpro-
grammpunkts (siehe Kasten rechts).

Für ein „abdruckbares“ Interview war unsere 
Diskussion jedoch zu umfangreich. Es gibt das 
fast zweistündige Fachgespräch durch die Zu-
sammenarbeit mit den „Hauptstadtpiraten“ nun 
als Podcast zum Nachhören.

Einigkeit bezüglich Wahlrecht 
und Direkter Demokratie

In der Diskussion treffen drei Menschen (und 
zwei Moderatoren) aufeinander, die sich zwar 
alle die Forderung nach mehr Demokratie auf 
die Fahnen geschrieben haben, aber durchaus 
mit verschiedenen Akzenten. Eberhard, unser 
Programmpunkt-Autor, erläutert zunächst, wa-
rum ihm eine Reform des Berliner Wahlrechts 
besonders am Herzen liegt. Einzelne Personen 
gezielt wählen zu können, anstatt auf die von den 
Parteien intern aufgestellten Listen angewiesen 
zu sein, ist etwas, das auch alle Anwesenden 
befürworteten, ebenso wie die Absenkung und 
Abschaffung der 5- bzw. 3-Prozent-Klausel und 
die Einführung von Ersatzstimmen. Eberhard 
berichtete weiter über verschiedene Wahlsyste-
me in Deutschland und weltweit, etwa über die 
im Vergleich zu den 20 Stimmen in Hamburg 
wirklich unübersichtlichen Kommunalwahlen 

Neue Wege...
Hier kam dann unser dritter Gesprächspartner 

Simon Weiß ins Spiel, der sich insbesondere mit 
dem Thema Flüssige Demokratie (oder: Liquid 
Democracy) beschäftigt. Dieses Konzept wird 
in der Piratenpartei in Berlin und auf Bundes-
ebene zur innerparteilichen Meinungsbildung 
erprobt. Wir wollen damit dem Problem von 
Parteien begegnen, dass Weiterentwicklungen 
im Programm nur auf Parteitagen möglich sind. 
Normale Parteimitglieder haben selbst dort nur 
sehr geringe Chancen, ihre Vorschläge einzu-
bringen.

Wir versuchen mit elektronisch gestützten 
Verfahren alle Parteimitglieder in die Program-
marbeit einzubeziehen, Jeder kann jederzeit An-
träge erstellen, kommentieren und gemeinsam 
mit Anderen weiterentwickeln. Die Abstim-
mung über die so ausgearbeiteten Anträge er-
folgt dann auf den Parteitagen, an denen, nicht 
wie bei den anderen Parteien Delegierte, son-
dern alle Mitglieder teilnehmen. 

Der entscheidende Punkt an Liquid Democra-
cy ist aber, dass man nicht gezwungen ist, über 
alle Anträge selbst abzustimmen, sich mit jedem 
Thema zu beschäftigen und auskennen zu müs-
sen. Denn dazu kann man an verschiedene Pi-
raten delegieren, nach bestimmten Themen und 
Sachgebieten oder sogar komplett. Es handelt 
sich dabei also um eine Kombination von basis-
demokratischen und repräsentativen Entschei-
dungsverfahren – deren konkrete Ausgestaltung 
Jeder für sich persönlich festlegen kann.

Auch der Verein Mehr Demokratie probiert 
eine Liquid-Democracy-Software (Adhocracy)
seit etwa einem Jahr aus, wie Nils berichtet. 
Eine offi zielle Position hat man zur Flüssigen 
Demokratie aber noch nicht.

...auch für Berlin

Die Piraten möchten das Konzept breit be-
kannt machen. Wenn der Einzug ins Abgeord-
netenhaus klappt, werden wir uns für den Auf-
bau einer Online-Demokratieplattform stark 
machen, die wie Bürger- und Volksbegehren 
zur Vorbereitung von direktdemokratischen 

in Süddeutschland und das Präferenzwahlsys-
tem in Australien. 

Der Landesverband von Mehr Demokratie e. 
V., dessen Vertreter Nils Jonas an der Diskussi-
on teilnahm, hat ähnliche Ziele beim Wahlrecht, 
stellt aber eher eine Vereinfachung von direkt-
demokratischen Verfahren in den Vordergrund. 
Dazu gehört, Quoren bei Bürger- und Volks-
begehren abzusenken und vor allem dafür zu 
sorgen, dass Ergebnisse von Bürgerbegehren 
überhaupt einen verbindlichen Status erhalten. 
Dass die „kommunalen“ Volksvertretungen, die 
Bezirksverordnetenversammlungen, diesbezüg-
lich ebenso mit leeren Händen dastehen, macht 
es nicht besser.

Auch die Piraten setzen sich unbedingt für 
eine Ausweitung von Volksabstimmungen ein, 
aber auch für andere, alltäglichere Beteiligungs-
verfahren, wie Bürgerhaushalte und neue elek-
tronische Formen der politischen Artikulation.

Grundsatzprogramm der Berliner Piraten – Teil 2
Mehr Demokratie wagen
Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus. Die Legitimation allen staatlichen Handelns 
ergibt sich aus den Wahlen und Abstimmungen der Bürger. Das gilt direkt für die 
Legislative, es gilt indirekt für die Exekutive. Die Möglichkeiten für den Bürger, auf 
die Gestaltung der Politik Einfl uss zu nehmen, sind in Berlin allerdings viel zu gering. 
Notwendig ist daher mehr Demokratie zu wagen.

Mehr Demokratie beim Wählen setzt mehr Einfl uss auf die personale Zusammen-
setzung der Vertretungskörperschaften voraus. Sie setzt außerdem voraus, dass die 
Wahlentscheidung nicht von vornherein taktischen Erwägungen unterworfen wird. 
Erhält der Wähler die Möglichkeit, mehrere Stimmen auf einen Kandidaten verge-
ben zu können (Kumulieren) oder Kandidaten verschiedener Parteien gleichzeitig 
wählen zu können (Panaschieren), dann steigert sich so der direkte Einfl uss auf die 
Zusammensetzung der Vertretungskörperschaften. Stimmhürden dürfen nicht da-
von abhalten, die Stimme für neue oder kleine Parteien abzugeben, zusätzlich zur 
Hürde ist daher ein Verfahren zu schaffen, auch die Stimmen von Wählern in die 
Vergabe der Parlamentsmandate einzubeziehen, deren vorrangige Parteiauswahl an 
der Stimmhürde scheitert (Ersatzstimmen).

Demokratie bezieht alle ein: Allen Menschen, die ihren Lebensmittelpunkt in Ber-
lin haben, ist die Gelegenheit für demokratische Mitbestimmung in der städtischen 
Politik zu eröffnen. Dafür ist ein zeitgerechtes Staatsangehörigkeitsrecht erforder-
lich, das auch ein uneingeschränktes Recht zum Erwerb der Staatsangehörigkeit 
durch Geburt im Staatsgebiet vorsieht. Darüber hinaus setzen wir uns für ein be-
zirkliches Wahlrecht ein, das die EU-Staatsangehörigkeit nicht voraussetzt.

Mehr Demokratie durch Dezentralisierung: Berlin ist groß genug, um unter-
schiedliche Lösungen für politische Probleme in den einzelnen Bezirken zu ertragen. 
Deshalb setzen sich die Piraten dafür ein, den Bezirken echte und eigene Entschei-
dungskompetenzen zu sichern. Die Möglichkeiten der Senatsverwaltungen, in die 
Bezirke hineinzuregieren, wollen wir verringern.

Mehr Demokratie durch direkte Demokratie: Auch für direktdemokratische Ini-
tiativen ist ein größeres Maß an Verbindlichkeit gesetzlich zu verankern. Die bereits 
bewährten Möglichkeiten eines elektronischen Petitionswesens sollen auch für Ber-
lin eingeführt werden. Neue Formen der Bürgerbeteiligung mit Hilfe von elektroni-
schen Interaktionsformen sind zu entwickeln und zu erproben. Neue Modelle der 
partizipativen Demokratie, wie z.B. der Bürgerhaushalt nach dem Vorbild von Porto 
Alegre, sind zu entwickeln und umzusetzen.

Ein Podcast...
... ist ein Audiobeitrag, der im Inter-
net zum Anhören und Weiterverteilen 
angeboten wird. Zumeist von Privat-
leuten, die sich für bestimmte The-
men interessieren und Andere daran 
teilhaben lassen.
Podcasts kann man wie Blogs per 
RSS-Feed abonnieren, so bleibt man 
immer auf dem Laufenden. Bei den 
Piraten gibt es viele Möglichkeiten 
„reinzuhören“:
• der Hauptstadtpiraten-Podcast 
aus Berlin, mit dem das Experten-
Gespräch aufgezeichnet wurde
>> hauptstadtpiraten.net
• das Piratenradio, wie der Name 
sagt, eher auf Live-Radio per Inter-
net-Stream ausgelegt, aber auch hier 
gibt‘s Sendungen zum Nachhören
>> piraten-radio.net
• der Flaschencast, die Audio-Bei-
träge der Flaschenpost, Mitglieder-
zeitung der Piratenpartei
>> fl aschenpost.piratenpartei.de
• der Klabautercast, ein privater 
Podcast von Prof. Martin Haase, Mit-
glied der Piratenpartei und des Chaos 
Computer Clubs
>> klabautercast.de
• der Freibeuterhafen-Podcast, 
von den Stammtischen der Piraten 
aus Süddeutschland
>> freibeuterhafen.de

Im Gespräch
Eberhard Zastrau, Pirat aus Berlin, 
engagiert in Fragen des Wahlrechts 
und Verfasser des Grundsatzpro-
grammpunkts „Mehr Demokratie 
wagen“

Nils Jonas, Vorstandsmitglied von 
Mehr Demokratie e. V., Experte für 
Wahlrecht und Direkte Demokratie

Simon Weiß, Pirat aus Berlin, An-
sprechpartner für Flüssige Demo-
kratie (Liquid Democracy)

Martin Delius, Moderator und ei-
ner der Macher der Podcast-Reihe 
Haupststadtpiraten

Kathi Woitas, Moderatorin und Re-
dakteurin im Team des Kaperbriefs

Entscheidungen dienen soll. Entsprechende An-
träge für Grundsatz- und Wahlprogramm von 
Simon haben breite Zustimmung und werden 
wahrscheinlich auf der nächsten Landesmitglie-
derversammlung angenommen werden.

Schließlich kann man, was Teilhabe an poli-
tischen Entscheidungen durch Bürger angeht, 
mittlerweile auf breite Erfahrungen bauen, die 
man mit Bürgerhaushalten in Deutschland und 
weltweit gemacht hat. So wurde klar, dass elek-
tronische Petitionssysteme aus Gründen der 
Sichtbarkeit und Transparenz einen wichtigen 
Baustein darstellen. Aber ebenso, dass die Be-
teiligung ohne eine direkte Aufforderung zum 
Mitmachen schlecht funktioniert. Insbesondere 

müssen begleitende Foren im „Real Life“ ge-
schaffen und die Verknüpfung von Online- und 
Offl ine-Beteiligung organisiert werden. Die 
Vielfalt von partizipativen Verfahren zu nutzen 
um alle Menschen einzubeziehen, stellt sicher 
eine zentrale Herausforderung dar.

CC-BY: Augapfel

Das ausführliche Gespräch fi ndet 
Ihr als Podcast auf

kaperbrief.org 
hauptstadtpiraten.net

Das Thema Mehr Demokratie ist 
das, was mich eigentlich zur Piraten- 
partei gebracht hat.

Eberhard
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Wie sieht es 
in Berlin aus?
Der Kaperbrief (KB) be-
fragte Gregor Hackmack 
(GH), der zusammen mit 
Boris Hekele abgeordne-
tenwatch.de gründete.

KB: Wie stehen die Chancen, dass auch in Ber-
lin bald ein derartiges Instrument zur Verfü-
gung stehen wird?
GH: Die Chancen dazu stehen ziemlich gut. In 
fünf Bundesländern konnten wir schon online 
gehen, weil ausreichend Spenden zusammen-
gekommen sind. Wenn die Berlinerinnen und 
Berliner mithelfen, kann es abgeordnetenwatch.
de auch bald für das Abgeordnetenhaus in der 
Hauptstadt im Dauerbetrieb geben.

KB: Wie viel Geld wird noch benötigt und wie 
und wo kann man spenden?
GH: Derzeit fehlen noch etwa 1300 Euro, bis 
wir in Berlin starten können. Wer uns mit ei-
ner Spende unterstützen möchte, kann dies on-
line über www.abgeordnetenwatch.de oder per 
Überweisung auf unser Spendenkonto tun.

KB: Was sind Eure weiteren Pläne?
GH: Unabhängig vom Spendenstand wird es 
zur Abgeordnetenhauswahl in jedem Fall ein 
Kandidatenfrageportal geben, das sich über 
Profi lerweiterungen für die Kandidierenden fi -
nanziert. Da wäre es natürlich toll, wenn es nach 
der Wahl übergangslos mit dem spendenfi nan-
zierten Abgeordnetenfrageportal weitergehen 
könnte, so dass die Wählerinnen und Wähler bei 
den neu gewählten Volksvertretern nachfragen 
können, z.B. wenn Wahlversprechen nicht ein-
gehalten werden sollten.
Längerfristig möchten wir abgeordnetenwatch.
de neben dem Bundestag, dem EU-Parlament 
und aktuell fünf Landtagen auch in allen wei-
teren Bundesländern anbieten. Wir bekommen 
auch immer wieder Anfragen aus dem Ausland. 
Wenn sich dort z.B. eine Stiftung fi ndet, die die 
Finanzierung sicherstellt, können wir uns auch 
das gut vorstellen.

Demokratie ist lustig. - Joseph Beuys

Bürger fragen – Politiker antworten
  Kaperbrief Berlin März 2011  8

abgeordnetenwatch.de sorgt für Einblick in die Parlamente

verhalten bei besonders heiß diskutierten Ge-
setzesvorlagen ist dokumentiert. Als „gläserne 
Abgeordnete“ sind Hamburgs Volksvertreter 
daher schon bezeichnet worden. Doch der Clou 
– und damit unterscheidet sich abgeordneten-
watch.de von allen anderen Politikseiten im 
Internet – besteht darin, dass online Fragen ge-
stellt werden können, die der oder die Abgeord-
nete dann online beantwortet. Das ist öffentlich 
einsehbar; auch wer selbst keine Fragen stellt, 
kann nachlesen, wie ernst ein Politiker die Bür-
geranfragen nimmt, ob er sie abwimmelt oder 
sachgerecht beantwortet. Auch Journalisten in-
formieren sich inzwischen gern auf abgeordne-
tenwatch.de.

Auch die Abgeordneten profi tieren
Für viele Abgeordnete war das Projekt ge-

wöhnungsbedürftig. Anfangs gab es sogar eini-
ge, die sich strikt weigerten, im Internet Fragen 
zu beantworten. Doch mittlerweile haben vor 
allem die engagierten und bürgernahen Volks-
vertreter begriffen, dass abgeordnetenwatch.
de auch für sie eine Menge Vorteile bietet. So 

können sie sich bekannter machen und ihr 
politisches Profi l schärfen. Und sie kön-
nen ungefi ltert durch Pressestellen und 
Parteigremien ihre Ansichten zu be-
stimmten Themen unters Volk bringen. 
Weil Bürgerinnen und Bürger ein feines 
Gespür dafür haben, wer es ernst meint 
mit Transparenz und Bürgernähe, fällt 

plumpe Eigen-PR schnell auf – und 
damit negativ auf die Abgeordneten 
zurück.

Die Gedankenfreiheit haben wir. Jetzt brauchen wir nur noch die Gedanken. - Karl Kraus

Lando ist uns teuer!
Ich gebe meinen Senf dazu von Dietmar Strauch

Im Februar 2011 endete vor dem Landgericht 
Berlin der größte Prozess zum Berliner Ban-
kenskandal mit Freisprüchen, so auch für den  
CDU-Politiker Klaus-Rüdiger Landowsky, der 
als Vorstandsvorsitzender der BerlinHyp in den 
Beinahe-Zusammenbruch des Bankenkonzerns 
im Jahr 2001 verwickelt war. Das Urteil hat 
erneut gezeigt, dass Misswirtschaft juristisch 
nur schwer zu ahnden ist. Gleichzeitig zeigt es 
auch, welchen Schaden politische Kumpanei  
anrichten kann. Ob „rot-schwarz“, „rot-grün“ 
oder „rot-rot“ im Senat von Berlin das Sagen 
hatten, machte keinen allzu großen Unterschied. 
Selbst der rot-rote Senat musste im Jahre 2002 
mehr als 21 Milliarden Euro für die Übernahme 
der Immobilienfonds zahlen, was heute noch 
großartig als „erfolgreiche Sanierung der Bank-
gesellschaft“ dem Bürger verkauft wird. Erfolg 
sieht anders aus!

Freispruch ist Freispruch, sollte man meinen. 
Doch gerade an diesem merkwürdigen Urteil 
macht sich Empörung Luft, die ungewöhnlich 
ist. Der Zukunftsforscher Rolf Kreibich und die 
Publizistin Lea Rosh haben eine Initiative unter 
dem Namen „Bürger gegen den Bankenskan-
dal“ ins Leben gerufen, die sich deutlich zu Wort 
meldet und grundsätzliche Gefahren für unse-
re Gesellschaft sieht. Das ergangene Urteil im 
Landowsky-Prozess füge „mit der äußerlichen 
Reinwaschung von Bankern und Politikern der 

Der Schaden geht in schwindelnde Höhen. 
Allein in Berlin werden die Bürger und Steu-
erzahler noch mit bis zu 10 Milliarden Euro zur 
Kasse gebeten. Dieses Geld fehlt natürlich an 
allen Ecken – bei der Zukunftsaufgabe Bildung, 
im Sozialbereich, bei der Jugendförderung, bei 
Wissenschaft, Kunst und Kultur.

Fazit: „Nicht der ‚Wutbürger‘ oder der ‚Mut-
bürger‘, der gegen solche Zustände aufbegehrt 
ist unser Problem, sondern diejenigen, die ganz 
lautlos die Demokratie mit der Finanzaxt zer-
schlagen.“

Demokratie schweren Schaden zu. Denn in der 
Sache ist längst klar und hinreichend dokumen-
tiert, dass die Angeklagten sich der Untreue, der 
Bilanzfälschung, des Anlagebetrugs und der 
Beihilfe zur Steuerhinterziehung schuldig ge-
macht haben. Selbst der Untersuchungsbericht 
des Abgeordnetenhauses von Berlin lässt hieran 
keine Zweifel.“

Das Urteil – so die Unterzeichner der Erklä-
rung  – stelle eine Bankrotterklärung dar und 
schade der demokratischen Kontrolle in unse-
rem Lande schwer. Damit werde die Glaubwür-
digkeit und die Funktionsfähigkeit der demo-
kratischen Kontrollinstanzen erschüttert, wenn 
es um die Verquickung hochrangiger Politiker 
mit kriminell handelnden Finanzmanagern zum 
Schaden der Bürger geht. Auch die Aufsichts-
räte der Bankgesellschaft wie der Vorsitzen-
de Edzard Reuter und die ehemalige Berliner 
Finanzsenatorin Annette Fugmann-Heesing 
(SPD) sowie die staatliche Bankenaufsicht ha-
ben eklatant versagt und sind für den entstande-
nen Schaden mitverantwortlich.

Die Initiatoren fordern daher: „So wird das 
Bankenskandal-Landowsky-Urteil zu einem 
weiteren Freifahrschein für zahlreiche Ange-
klagte in anderen Untreueprozessen und zudem 
für künftiges kriminelles Handeln im Finanz-
sektor, wenn nicht endlich grundlegende wirk-
same Kontrollen eingebaut werden.“
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Spendenkonto: 
Parlamentwatch e.V., 
Kto Nr.: 2011 120 000, 
BLZ: 430 609 67 (GLS Bank)

abgeordnetenwatch.de ist der direkte Draht von 
Bürgern zu den Abgeordneten und Kandidie-
renden. „Bürger fragen - Politiker antworten“ 
ist der Kern des Portals. Der öffentliche Dialog 
schafft Transparenz und sorgt für eine Verbind-
lichkeit in den Aussagen der Politiker. Denn 
alles ist auch Jahre später noch nachlesbar. Da-
neben werden das Abstimmungsverhalten der 
Abgeordneten und ihre Nebentätigkeiten öf-
fentlich.

2004 waren es zunächst die Hamburger, die 
ihre Abgeordneten in der Bürgerschaft auf abge-
ordnetenwatch.de öffentlich befragen konnten. 
Genau zwei Jahre später, am 8. Dezember 2006 
ging abgeordnetenwatch.de für den Bundestag 
an den Start, im September 2008 folgte das Eu-
ropaparlament. Von den Bundestagsabgeordne-
ten und den deutschen EU-Parlamentariern ha-
ben sich bis zu den Wahlen 2009 gut 90 Prozent 
auf den Dialog mit den Bürgern eingelassen.

Mit monatlich fast 400.000 Besuchern so-
wie gut 4 Mio. Seitenabrufen ist abgeordne-
tenwatch.de das größte politische Dialogportal 
Deutschlands.

Online fragen – 
online antworten

Seit Dezember 2004 ist abgeordneten-
watch.de bereits in Hamburg freigeschal-
tet und erfreut sich großer Beliebtheit. 
Politisch interessierte Hamburger kön-
nen auf dieser Seite lesen, wer sie auf 
welche Weise im Landesparlament 
vertritt. Alle 121 Bürgerschafts-
abgeordneten sind mit den wich-
tigsten Angaben zu ihrer Person, 
mit Foto, Beruf, Kontaktadresse 
und Themenschwerpunkten auf-
gelistet. Auch ihr Abstimmungs-
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Die Presse muss die Freiheit haben, alles zu sagen, damit gewisse Leute nicht die Freiheit haben, alles zu tun. - Alain Peyrefi tte

Auf geradem Kurs
International Tschechische Piraten zwischen ersten Erfolgen und herausforderndem Wahlsystem

Die tschechische Piratenpartei wurde 2009 ge-
gründet vor dem Hintergrund der Turbulenzen 
um das Urteil zur Pirate Bay. Erste Wahlkamp-
ferfahrung gab es bereits 2010. Wir nahmen 
sowohl an Bundes- wie Regionalwahlen teil, 
in denen wir drei Sitze in Stadtparlamenten ge-
wannen; zur Zeit liegen wir bundesweit bei ei-
nem Stimmanteil von etwa 1%.

Neben dem Aufbau der parteiinternen Struk-
turen gelang es uns aber auch, Außenwirkung 
zu erzielen. Der Regierungsvorschlag für ein 
neues Urheberrecht musste überarbeitet wer-
den, nachdem er durch die Piratenpartei publik 
gemacht worden war.

Unser Internetnachrichtenportal hat durch-
schnittlich 2000 Besucher am Tag; außerdem 
haben wir unsere eigene Whistleblowing-Platt-
form aufgebaut: PirateLeaks.cz.

In diesem Jahr konzentrieren wir uns auf den 
Einzug in den Senat. Der Senat ist die zwei-
te Kammer des tschechischen Parlaments; er 
fungiert als Gegengewicht zum Parlament und 
wird durch Mehrheitswahl bestimmt. Hier sind 
Nachwahlen erforderlich, da ein Mitglied des 
Senats, der Vertreter aus Kladno, verstorben ist. 
Zum Zwecke der Senatswahlen ist Tschechien 
in 81 Bezirke aufgeteilt; jeder Bezirk stellt ei-
nen Senator. Senatswahlen fi nden alle zwei Jah-

re statt, in jeweils einem Drittel der Bezirke. Die 
Amtszeit eines Senators beträgt also sechs Jah-
re, die Restzeit des Sitzes in Kladno 3,5 Jahre.  
Wir streben einen Stimmanteil von 6% an, bei 
den letzten Wahlen waren es noch 2,7%.

Mikuláš Ferjenčík, 
Vizepräsident der Tsche-

chischen Piratenpartei
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Die Freiheit ist wie das Meer: Die einzelnen Wogen vermögen nicht viel, aber die Kraft der Brandung ist unwiderstehlich. - Vaclav Havel

Die Redaktion des Kaperbriefs freut sich über 
jede Hilfe. Die Piratenpartei verfügt nur über 
wenige Finanzmittel. Aktivitäten wie der Kaper-
brief werden daher ausschließlich über Spenden 
möglich. Wir bitten deshalb um Spenden an die 
Piratenpartei Berlin:

Konto 1103713200
BLZ 43060967
GLS Gemeinschaftsbank
Als Verwendungszweck bitte angeben: 
Spende Kaperbrief
Wer Namen und Anschrift angibt, erhält natür-
lich auch eine Spendenbescheinigung.

Die Redaktion freut sich übrigens nicht nur über 
E-Mails, sondern auch über reale Post und neue 
Mitglieder.

Dabei sein statt nur dagegen!
Werde aktiv und unterstütze die Piraten im Berliner Wahljahr 2011
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Transparenz - ein Erklärungsversuch von Dr. Angelika Brinkmann

Transparenz ist im politischen Zusammenhang 
ein häufi g gebrauchter, aber wenig klarer Be-
griff.

Die Anforderungen an Transparenz sind 
sehr unterschiedlich: Sie ist wichtig bei Ent-
scheidungsfi ndung, Vertragsabschlüssen und 
politischer Berichterstattung. Transparenz soll 
integraler Bestandteil sein von Wirtschafts-, 
Gesundheits- und Rechtspolitik.

Diese Anforderungen belegen die Mehrdi-
mensionalität von Transparenz. Sie ist einerseits 
gekennzeichnet durch Merkmale investigativen 
Journalismus wie im Falle Wikileaks, anderer-
seits Teil eines politischen Konzepts, welches 
die Bereitstellung aller für ein Vorhaben oder 
Gesetz relevanten Informationen sowie deren 
Analyse und Erörterung beinhaltet.

Um diesen unterschiedlichen Anforderungen 
zu entsprechen, wird Transparenz in Anlehnung 
an Transparency International hier so defi niert: 

gleiche Zugangsmöglichkeiten zu politischen 
Entscheidungsträgern sowie gleichen und freien 
Zugang zu den entscheidungsrelevanten Infor-
mationen. Wesentliche Elemente eines solchen 
Transparenzanspruchs sind Vertrauen und Zeit. 
Vertrauen darauf, dass tatsächlich alle relevan-
ten Informationen zur Verfügung gestellt wer-
den, und Zeit für Bürger und andere Beteiligte, 
Analysen, Erörterungen und Einwände zu be-
rücksichtigen.

Transparenz kann nicht verordnet werden, sie 
muss sich entwickeln. Sie ist kein Wert an sich, 
keine konstante Größe, sondern ein Erfahrungs-
wert.

Transparenz bedeutet nicht automatisch 
Gerechtigkeit, sie macht häufi g Komplexität 
erst sichtbar. Aber auch der Umgang mit In-
formationen muss gekonnt sein: Information, 
Kommunikation, Wissen und der kompetente 
Umgang damit bilden die Grundlage unserer 

Gesellschaft. Es bedarf vieler Informationen, 
um ein Vorhaben zu begutachten und einordnen 
zu können. Man muss sich Informationen ver-
schaffen, sie beurteilen, schützen, interpretieren 
können, aber auch deren Missbrauchspotenzial 
berücksichtigen.

Generell kann Transparenz den Zustand der 
Politik – oder besser, den Prozess in dem sich 
Politik befi ndet, mit ihren wesentlichen Merk-
malen unterstützen. Dies bedeutet allerdings 
nicht, dass transparente Politik den Status quo 
erhalten muss. Transparente Politik garantiert 
dann Stabilität, wenn sie als Ergebnis von Lern-
prozessen Veränderungen durchlaufen hat und 
offen ist, sich neuen Entwicklungen anzupas-
sen. Ein so angewendeter Transparenzanspruch 
als Teil eines politischen Konzepts ist keine Be-
schränkung von Politik, sondern eine notwen-
dige Ergänzung und erhöht die Funktionsfähig-
keit von Politik.



Der Druck dieser Seite wurde durch Spenden von Piraten und Freunden ermöglicht. Danke!
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CSU, deine Minister...

Der ehemalige Innenminister Thomas de Maizière ist neuer Verteidigungsminister, CSU-
Landesgruppen-Chef Hans-Peter-Friedrich unser neuer Innenminister. Die Berliner Piraten 
gratulieren dem Baron Münchhausen Guttenberg zu seinem Rücktritt, auch wenn andere Mi-
nister niemals seinen Schneid und Edelmut erreichen werden. Ob wissenschaftliche Bruch-
piloten oder rollende Internetparanoia – es bleibt immer lustig mit der CSU.

Hätte auch ohne 
Doktortitel 
Deutschland 
gerne verteidigt:
Karl-Theodor von 
und zu Guttenberg

Verteidigt Deutsch-
land nun im Innern, 

mit Jura-Doktortitel:
Dr. Hans-Peter 

Friedrich

„Dass aber der Islam zu 

Deutschland gehört, ist eine Tatsache, 

die sich auch aus der Historie nirgends 

belegen lässt.“  
Dr. Hans-Peter Friedrich 

„Das ist sozusagen eine Art Stasi, die ich ablehne.“ Dr. Friedrich über WikiLeaks

CC-BY-ND: Bundeswehr-Fotos

C: Pressefoto hans-peter-friedrich.de

„Ich habe wie jeder andere auch zu meinen 

Schwächen und Fehlern zu stehen. Zu großen 

und kleinen im politischen Handeln, bis hin 

zum Schreiben meiner Doktorarbeit. Und mir 

war immer wichtig, diese vor der Öffentlichkeit 

nicht zu verbergen.“ 
Aus der Rücktrittsrede von zu Guttenberg

„Aufrichtigkeit sollte die Grundlage jeder Politik sein.“
Karl-Theodor zu Guttenberg

„Was interessiert mich mein 
Geschwätz von gestern.“ 

Karl-Theodor zu Guttenberg

„Es gibt, äh... glaub ich, auch ein großes Interesse 
der Nutzer des Internet, sicher zu stellen, dass das 
Internet, nicht zum Tatort für Verbrechen und Krimi-
nalität noch stärker wird, als es bisher der Fall ist.“ Dr. Hans-Peter Friedrich


